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Bekanntmachung  
des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Oberes Elbtal (ZAOE)  

zur Allgemeinverfügung 
Vom 27. Februar 2026

Gemäß §  23 der Verbandssatzung des ZAOE in Ver-
bindung mit § 2 Absatz 1 Satz 1 des Sächsischen Kreislauf-
wirtschafts- und Bodenschutzgesetzes und §  30 Absatz  3 
Satz 1 der Abfallwirtschaftsatzung des ZAOE (ZAOE-AWS) 
wird folgende Allgemeinverfügung bekannt gegeben:
1.	 Der zum Zwecke der Abfallentsorgung zu nutzende Be-

reitstellungsplatz für das in der Anlage dieser Verfügung 
benannte Gebiet in 01723 Wilsdruff Ortsteil Kleinopitz 
ist ab dem 16. März 2026: Zufahrtsbereich „Zum Ritter-
gut“ von der Talstraße.

2.	 Die sofortige Vollziehung der Nummer 1 wird angeord-
net.

Begründung:

I.

Sofern Straßen, Straßenteile, Straßenzüge und Wohn-
wege mit den im Einsatz befindlichen Sammelfahrzeugen 
aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen nicht befahr-
bar sind oder Grundstücke nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand angefahren werden können, sind gemäß § 30 Ab-
satz 3 Satz 1 ZAOE-AWS die Abfälle an die nächste durch 
die Sammelfahrzeuge erreichbare Stelle zu bringen. Dies 
gilt sowohl für sämtliche am Grundstück genutzten Abfall-
behälter als auch für Sperrmüll und Elektroaltgeräte, die zur 
Abholung angemeldet werden.

Im betroffenen Gebiet gemäß Anlage ist eine Entsor-
gung am Grundstück nicht möglich. Dies wurde wie folgt 
ermittelt:

Im Rahmen einer gemeinsamen Begehung mit dem 
vom Zweckverband Abfallwirtschaft Oberes Elbtal (ZAOE) 
beauftragten Entsorgungsunternehmen ALBA Sachsen 
GmbH, dem für die Verpackungsentsorgung verantwortli-
chen Entsorgungsunternehmen Kühl Entsorgung  & Recyc-
ling GmbH  & Co. KG sowie der Stadtverwaltung Wilsdruff 
wurde die Entsorgungssituation dahingehend überprüft, ob 
eine Bereitstellung der Abfälle direkt am Grundstück weiter-
hin möglich ist. 

Hierfür wurde die Befahrbarkeit der Zufahrtsstraße unter 
Einhaltung der gesetzlichen Regelungen zum Arbeitsschutz 
und der entsprechenden Unfallverhütungsvorschriften der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) für Ab-
fallsammelfahrzeuge überprüft. Dabei wurden die Abmaße 
eines vertraglich geforderten Kleinstfahrzeuges zu Grunde 
gelegt. Die Entsorgungsunternehmen kamen im Rahmen 
der Begutachtung zu dem Ergebnis, dass die Zufahrt zu den 
Grundstücken aus den folgenden Gründen für die sichere 
Befahrung mit einem Entsorgungsfahrzeug ungeeignet ist:

Auf der gesamten zu befahrenden Wegstrecke sind 
keine Ausweichstellen in Sichtweite bei Begegnungsverkehr 
vorhanden, so dass eine Rückwärtsfahrt erforderlich werden 
kann. Zudem weist die Strecke keine ausreichende Wen-
destelle auf, so dass ebenfalls eine Rückwärtsfahrt erforder-
lich wäre. Dies ist nach den geltenden DGUV-Vorschriften 
aufgrund der erhöhten Gefahrensituation nur mit Einweiser 
möglich, für den neben dem Fahrzeug an jeder Stelle ein 
ausreichender Sicherheitsabstand von mindestens 50  cm 

bestehen muss, so dass der Fahrer diesen jederzeit sehen 
kann. Dies ist hier aufgrund der vorhandenen Straßenbreite 
(2,60  m–3,00  m) und dem Streckenverlauf (Kurvenbereich 
zwischen Hausnummern 2 und 4) nicht möglich.

Der ZAOE hat sich gemeinsam mit der Stadtverwaltung 
Wilsdruff bemüht, eine Lösung für die Entsorgungsmöglich-
keit an den Grundstücken zu finden. Dies war jedoch nicht 
möglich, da im geprüften Bereich auf öffentlichem Grund 
keine baulichen Veränderungen vorgenommen werden kön-
nen, um die zuvor genannten Zufahrtshindernisse zu behe-
ben.

Die nächste für das Entsorgungsfahrzeug erreichbare 
Stelle, an der eine ausreichende Fläche zur Bereitstellung 
von Abfallbehältern auf öffentlichem Grund zur Verfügung 
steht, ist der Zufahrtsbereich „Zum Rittergut“ von der Tal-
straße. Die beauftragten Entsorger nehmen die Entsorgung 
bis zum 14.  März 2026 noch am Grundstück vor. Danach 
werden die Behälter am Grundstück nicht mehr geleert. 
Deshalb war der Bereitstellungsplatz an der oben genannten 
Stelle festzusetzen.

Von einer Anhörung der Betroffenen wurde gemäß § 28 
Absatz  2 Nummer  4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
abgesehen. 

II.

Die sofortige Vollziehung war gemäß §  80 Absatz  2 
Nummer  4 der Verwaltungsgerichtsordnung anzuordnen, 
weil sie im öffentlichen Interesse liegt.

Da die beauftragten Entsorger ab dem oben genann-
ten Datum nicht mehr verpflichtet sind, die Entsorgung am 
Grundstück durchzuführen und die Straße auch nicht be-
fahren werden darf, wäre die Entsorgungssituation für ein 
Grundstück, für das Widerspruch erhoben wurde, nicht ge-
sichert. Denn die Nichtbefahrung ergibt sich aus rechtlichen 
Gründen, die der ZAOE nicht selbst beeinflussen kann.

Da der Widerspruch nur relativ wirkt, eine aufschiebende 
Wirkung also auch nur für das jeweils betroffene Grundstück 
entstehen würde, würde die aufschiebende Wirkung zu einer 
Zersplitterung der Abfallentsorgung führen. Dies ist schon 
faktisch organisatorisch nicht durchführbar.

Gegen die oben benannten Gefahren steht das Inter-
esse des jeweiligen Widerspruchsführers an einer komfor-
tableren Entsorgung. Dieses ist umso größer, je länger der 
Behälter gezogen werden muss. Die maximale Entfernung, 
die ein Überlassungspflichtiger zurücklegen muss, beträgt 
hier circa 320 m. Die damit verbundene Belastung steht in 
keinem Verhältnis zu den oben genannten Gefahren für das 
Fahrpersonal der Entsorgungsunternehmen. 

Zu beachten ist, dass mit einer größeren Entfernung 
auch die oben genannten Gefahren zum Teil größer werden. 
Dabei gilt, dass das Interesse mehr Gewicht bekommt, je 
weiter die Entfernung ist, dasselbe aber dadurch auch wie-
der an Gewicht verliert, da das Fahrpersonal sonst die glei-
che Strecke bewältigen müsste. 
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In der Abwägung muss das Interesses eines Wider-
spruchsführers an der Aufschiebenden Wirkung daher ge-
genüber dem öffentlichen Interesse dahinstehen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. 
Der Widerspruch ist schriftlich, in elektronischer Form oder 
zur Niederschrift beim Zweckverband Abfallwirtschaft Obe-
res Elbtal, Meißner Straße  151a, 01445 Radebeul einzule-
gen. Der Zugang für elektronische Dokumente ist auf die 
Dateiformate *.pdf, *.txt, *.docx, *.xlsx, *.jpg, *.jpeg, *.tif, *.tiff 
und *.bmp beschränkt. Die Übermittlung des elektronischen 
Dokuments hat durch Übersendung einer De-Mail mit der 

Versandart „absenderbestätigt“ an die Adresse info@zaoe.
dE-Mail.de zu erfolgen.

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Ein Widerspruch per einfacher E-Mail ist nur formge-
recht, wenn er an die Adresse info@zaoe.de gesendet wird 
und ein eigenhändig vom Widerspruchsführer unterzeichne-
tes Dokument in einem der oben genannten Dateiformate 
enthält.

Hinweis:

Ein Widerspruch gegen diese Allgemeinverfügung hat 
gemäß § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 der Verwaltungsge-
richtsordnung keine aufschiebende Wirkung.

Radebeul, den 27. Februar 2026

Zweckverband Abfallwirtschaft Oberes Elbtal 
Roman Toedter 
Geschäftsführer
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Anlage – Geltungsbereich der Allgemeinverfügung vom 27. Februar 2026  
(Markierung: Bereich der bisherigen Bereitstellung)


